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(Fortſetzung.) 


Zur Beantwortung der Frage nach dem Gegenſtande der Ver⸗ 


waltungsgerichts barkeit und beziehungsweiſe nach dem Principe der⸗ 
ſelben durch die poſitive Geſetzgebung kommen in Betracht: das Recht 
Englands, Frankreichs und Badens, die nicht zur Geſetzeskraft ge⸗ 
diehenen Entwürfe Baierns und die Kreisordnung für die Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleften und Sachſen des 
preußiſchen Staates vom 13. December 1872. N 

Nach engliſchem Rechte *) iſt das Gebiet der Verwaltungsjurts⸗ 
diction die innere Landesverwaltung, auf dieſem Gebiete aber gibt es 
eine Verwaltungsjurisdiction über jede Streitfrage: im weiteſten Um⸗ 
fange auf dem Gebiete der Verwaltung des Innern und der Polizei, 
auf welchem ſie ſich über alle Zweige ausdehnt; auf dem Gebiete der 
Militärverwaltung ſind Gegenſtand derſelben die ſtreitigen Fragen der 
perſönlichen Dienſtpflicht, die Einquartierungs⸗ und Vorſpannpflicht; 
auf dem Gebiete der Finanzverwaltung beſteht fie für die Einſchätzungs⸗ 
ſteuern, d. h. Grund-, Gebäude⸗, Einkommenſteuern und überhaupt 
assessed taxes (die letzteren eine ergänzende Einſchätzungsſteuer und 
zwar Gebäude⸗ und Luxusſteuer) **), alſo für directe Steuern (während 
für die Anſprüche pro et contra fiscum, die Zoll- und Steuer a n⸗ 
ſprüche der ordentliche Rechtsweg offen ſteht); auf dem Gebiete der 
Städteverwaltung hinſichtlich der wirthſchaftlichen Verwaltung für un⸗ 
geſetzliche und geſetzlich nothwendige Ausgaben und hinſichtlich der 
obrigkeitlichen (d. h. der den Städten übertragenen Staats-) Verwal⸗ 


) Gneiſt, Selfgovernment ete., ſiehe oben; Rechtsſtaat SS. 20—38. 


) Siehe jedoch Gneiſt, Selfgovernment ete., $ 96, bez. das Geſetz von 1869, 
32. nnd 33. Viet. e. 14, welches die a. t. außer der Gebäudeſteuer aufhebt und 
die letztere nunmehr lediglich der Controle der ordentlichen Gerichte und einer 
concurrirenden Beſchwerdeinftanz beim Generalſteueramt unterwirft. 
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tung in demſelben Umſange, wie für die Staatsverwaltung; und end⸗ 


lich auf dem Gebiete der Kirchenverwaltung als letzte Inſtanz für 
ſtreitige Fragen der Geſetzesauslegung und für die Disciplin des geiſt⸗ 
lichen Perſonales. Die Magna Charta iſt die erſte Anerkennung, daß 
die Handhabung der Staatsgewalten nach gleichmäßigen Grundſätzen 
der Gerechtigkeit erfolgen ſoll und dies von vornherein. Daß die 
Staatsgewalt einen unmittelbaren Zwang gegen die Perſon oder das 
Eigenthum des Einzelnen übt, welchen der Einzelne über das geſetzliche 
Maß hinausgehend erachtet, iſt auch hier wieder nur die nothwendige, 
aber nicht ausſchließliche Voraussetzung, daß eine Streitfrage überhaupt 
vorliege und daher die Rechtſprechung, die Verwaltungsjurisdiction ein⸗ 
trete und daß es die Perſon oder das Eigenthum des Einzelnen iſt, 
begründet für denſelben nur die Sachlegitimation, um den Streit der 
Judicatur der Verwaltungsjurisdiction zu unterſtellen. Nicht genug 
damit tritt die Verwaltungsjurisdiction nicht nur aus Anlaß eines 
Streites in einer ſtreitigen Frage des öffentlichen Rechts ein, ſondern 
wir finden ſie im engliſchen Rechte bereits für das nicht ſtreitige Ge⸗ 
biet des öffentiichen Rechts, fo für die Ernennung und Entlaſſung 
von Kirchſpielbeamten, für die Verleihung von Gewerbeconceſſionen 
und ſogar für die Verwaltung des Grafſchaftsvermögens und die Aus⸗ 
ſchreibung der Kreisſteuern. 7 

Das engliſche Recht fteht ſomit auf dem Standpunkte einer 
weitgehenden öffentlich⸗rechtlichen Auffaſſung *). Dies wird noch klarer, 
wenn wir betrachten, und hiemit müſſen wir bereits auf das Gebiet 
der Geltendmachung übergreifen, daß dieſe Rechtsſprechung jederzeit 
mit dem höheren Verwaltungsperſonale vereint bleibt und daß die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit in ihrer normalen Geſtaltung bereits bei 
den Friedensrichtern beginnt und dieſe die erſte Inſtanz, die Collegien 
der Friedensrichter die zweite Inſtanz und das Reichsgericht den höchften 
Verwaltungsgerichtshof bildet, woraus folgt, daß zunächſt Executive 
und Verwaltungsgerichtsbarkeit einander nicht feindlich gegenüber ge⸗ 
ſtellt werden und daß die Verwaltungsjurisdiction nicht eine juris- 
dictio extraordinaria und subsidiaria bildet, um für einzelne Ein⸗ 
griffe der Executivbehörden in die Rechtsſphäre des Einzelnen eine 
außerordentliche Rechtshilfe zu gewähren, ſondern daß ſie eine juris- 
dictio ordinaria für das ganze Gebiet des öffentlichen Rechts, dem 
gegenüber die Beſchränkungen nur als einzelne Ausnahmen erſcheinen, 
und eine in der Natur des öffentlichen Rechts ſelbſt gelegene Recht⸗ 
ſprechung iſt. 

Nach franzöſiſchem Rechte gehört hieher die jurisdiction admi- 
nistrative, Gegenſtand derſelben iſt das contentieux. Das Gebiet des 
contentieux iſt nach Sachen abgegrenzt, es gehören hieher actiones 
adversus fiscum, inſofern es ſich nicht um dingliche Rechtsverhältniſſe 
handelt; Rechtsſtreitigkeiten über Reclamationen beim Verkaufe von 
Staatsgütern aus Verträgen des Staats beim Kaufe von Mobilien, 


aus Verträgen des Staats mit Unternehmern öffentlicher Arbeiten, aus 


der Dienſtmiethe mit Arbeitern in öffentlichen Werkſtätten, aus der 


) Vergleiche Gneiſt, Selfgovernment ete., § 88, SS. 510— 517. 


Poſtverwaltung; Rechtsfragen in Bezug auf die Verwaltung der öffent⸗ 
lichen Wege, Flüſſe, Meerufer; einige Streitigkeiten in Bezug auf die 
Ausübung des Wahlrechts; dann wird eine jur. adm. gewährt gegen 
Einſprüche gegen polizeiwidrige Gewerbeanla zen, bei ſtreitigen Bau⸗ 
fluchtlinien und bei Rechtsguſprüchen auf Befreiung oder Herabſetzung 


Sinne von einer Verwaltungsjürisdiet on auf dem Gebiete der Mili⸗ 
tär⸗ und Schulverwaltung und für die Rechnungsführung der Com⸗ 


munen geſprochen werden, wobel theilweiſe andete rechtſprechende Or⸗ 


gane Kuftreten. 

Die franzöſiſche jur. adm. iſt hauptſächlich. daraus entſtanden, 
daß in Conſequenz der beſonderen franzöſiſchen Staats- und Rechts 
entwicklung gegenüber den Acten der administration der Rechtsweg 
ſoviel als nur immer möglich abgeſchnitten wurde (Stein: es gibt 


kein bürgerliches Klagrecht gegen die Verordnung n); ſie tritt daher: 
dann ein, wenn durch einen Act der Verwaltung ein Recht des Ein⸗ 


zelnen verletzt wird, welches aus einem Geſetz. einer Verordnung oder 
einem Vertrage entſpringt, und iſt ausgeſchloſſen, wenn bloß ein Ins 
tereſſe verletzt oder berührt wird; ſie iſt nur gegen die Beſtimmungen 
des pouvoir réglementaire, nicht aber die des pouvoir diseretion- 
naire gegeben. Das franzöſiſche Recht ſteht ſeinem Gegenſtande nach 
vorwiegend auf privatrechtlichem Boden, denn die oben ang führten 
Angelegenheiten, welche das Gebiet des conteatieux bilden, beſtehen 
der Hauptjache nach aus zwei Gebieten, und zwar zunächſt aus Klagen 
gegen den Fiscus (während die Klagen des Fiseus aus denſelben Ver⸗ 
trägen vor das Civilgericht gehören), und ſodann aus dem Gebiete, auf 
welchem die Polizeigewalt unmittelbar in das Eigenthumerecht ein⸗ 
greift; dieſelben ſind daher vorwiegend privatrechtlicher Natur. Seiner 
Form nach geſtaltet ſich der Gegenſtand der jur. adm. zur Klage 
gegen die Obrigkeit, indem die Yartei gegen eine von ihr von dem 
vollziehenden Organe geforderte Leiſtung die opposition bei der Prä⸗ 
fectur einzubringen hat: ein? weitere Gemeinſamkeit mit der privat⸗ 
rechtlichen Auffaſſung. a . 

Erſcheint daher die jur. adm. ihrem Gegenſtande nach nur als 
eine jurisdictio extraordinaria et subsidiaria, als hauptſächlich zum 
Schutze von Privatrechten eingeführt, ſo iſt doch das Princip derſelben 
trotzdem inſoferne ein öffentlich⸗rechtliches, als nicht Gründe einer tech⸗ 
niſchen Arbeitstheilung die in Rede ſtehende Judicatur den gewöhn⸗ 
lichen Gerichten entzogen, ſondern der öffentlich-rechtliche Grundſatz der 
Conſtitution von 1791: „Les juges ne pourront‘. . . troubler de 
quelque maniere que ce soit les opérations des corps admini- 
stratifs ... Hiemit ſteht im Zuſammenhang die ſelbſtſtändige, öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Organiſation der jur. adm. mit ihrem regelmäßigen 
Inſtanzenzuge des Conseil de Prefeeture als erſte und des Conseil 
d'Etat als zweite und letzte Inſtanz. 


Für Baden enthält der § 5 des Geſetzes vom 5. October 1863 
über die Organiſation der inneren Verwaltung *) den Gegenſtand der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit. Vornab bezeichnet dieſer Paragraph als 
Gegenſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit Streitigkeiten des 
öffentlichen Rechtes, ohne Unterſchied, ob einzelne Körperſchaften oder 
der Staat dabei betheiligt ſind, hierauf zählt der Paragraph unter 
10 Punkten taxativ, nicht beiſpielsweiſe auf, was hiernach Gegenſtand 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit iſt und überläßt es der Regierung 
durch Regierungsverordnung die Verwaltungsgerichtsbarkeit noch auf 
weitere Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes auszudehnen. Demgemäß 
find im Allgemeinen Gegenſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit Strei⸗ 
tigkeiten über 1. Heimats⸗ und Staatsbürgerſchaftsangeleg nheiten und 
das aus dem Heimatsrechte entſpringende Recht auf Armenunterſtützung, 
2. öffentlich⸗rechtliche Anſprüche Einzelner an Gemeinden, Leiſtungen 
zu Gemeinde⸗, Kriegs⸗ (wie Einquartierung und Vorſpann), Kirchen-, 
Schul⸗ und Straßenzwecken und öffentlich⸗rechtliche Anſprüche zwiſchen 
mehreren Gemeinden oder Gemarkungsinhabern, 3. Angelegenheiten 
der Bodencultur, Jagd, Fiſcheret und Waſſerrechtsangelegenheiten, 
4. Gemeinde-, Bezirks⸗ und Kreiswahlangelegenheiten, und die Ent⸗ 
ſcheidung 5. über die geſetzlichen Vorausſetzungen der Verbringung 
in die polizeiliche Verwahrungsanſtalt (dies iſt ausnahmsweiſe ein 
nicht ſtreitiger Gegenftand der Verwaltungsgerichtsbarkeit). Außerdem 
gehören — jedoch nur in letzter Inſtanz — vor die Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit (den Verwaltungsgerichtshof) nach § 15 des citirten 


) Weigel, Dr. G. Karlsruhe 1864. 
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über die Schuldigkeit zu Staateabgaben und deren Größe u 
von Einſchätzungsſteuern. Endlich kann auch in einem beſchränkten 


nden Anſpruch auf Jurückerſtattung zur Ungebühr bezahſter Skchls⸗ 
abgaben (worübeß in erſter Inſtanz. die unteren und mittleren Finanz⸗ 
ei 


Geſetzes Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes zu welchen die An⸗ 
ſprüche an den Kreisverband und das Beitragsverhältniß zu deſſen 
Bedürfniſſen Anlaß geben (worüber in erſter Inſtanz von einer colle⸗ 
gialen Kkeiscommfſſton entſchieden wird) und die Entſcheidung 
über 


behörden entſchetben), endlich noch ein paar geringfügige Falle. 

Obwohl darnach der Gegenſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
nach Sachen abgegrenzt iſt, und das mit privatrechtlichen Anſprüchen 
gemein hat, daß die der Verwaltungsgerichtsbarkeit unterſtellten einander 
gegenüberſtehenden Anſprüche von Privgten oder Körperſchaften (ein- 
ſchließlich des Staates) vorwiegen) vermögensrechtliche Anſprüche find 
(ſelbſt der Schwerpunkt der heimatsrechtlichen Angelegenheiten iſt ein 
vermögeusrechtlicher, die Staatsbürgerſchaft das nothwendige Er⸗ 
forderniß des Heimatsrechts), können wir in dem badiſchen Rechte 
doch nicht eine privatrechtliche Conſtruction der Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit erblicken, wie dies Gneiſt tadelnd ausſpricht, wenn auch hierin 
eine nicht zu billigende Beſchränkung und Verkümmerung des Um⸗ 
faugs derſelben liegt. Denn dieſe Begrenzung findet nicht ihr Princip 
in einer Feſtſtellung der Rechtsſphäre des Einzelnen, welche durch die 
Verwaltungsgerichtsbarkrit zu ſchützen iſt und aus welchem ſich ſönach 
dieſe Abgrenzung ergibt, vielmehr find die dir Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit zugewieſenen Angelegenheiten lediglich öffentlich-rechtliche Ver⸗ 
hältniſſe. Noch weniger kann formell dieſe G. ſetzgebung als auf dem 
Boden jener privatrechtlichen Auffaſſung ſtehend angeſehen werden. 
Denn Gegenſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit find za die Streitig⸗ 
keiten des öffentlichen Rechtes, ohne Unterſchied ob Einzelne, 
Körperſchaften oder der Staat dabei betheiligt ſind. 
Es iſt alſo auch hier — freilich nur auf einem beſchränkten Gebiete 
des öffentlichen Rechtes — das Klagerecht des Privaten gegen die 
Verwaltungsbehörde, der Streit zwiſchen Privaten und Verwaltungs⸗ 
behörde nur ein incidens und nicht das Merkmal der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit. Die Verwaltungsbehörde als Streitgegner tritt nirgends 
beſonders hervor, das Rechtsverhältniß, welches ſtreitig iſt und daher 
Gegenſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit wird, kaun eben fo gut, wie 
zwiſchen dem Einzelnen und der Verwaltungsbehörde, zwiſchen Ein⸗ 
zelnen untereinander, zwiſchen Einzelnen und Gemeinden, zwiſchen Ge⸗ 
meinden untereinander u. |. f. ſtreitig fein. In Uebereinſtimmung 
damit iſt auch nach dieſem Rechte die Verwaltungsgerichtsbarkeit gleich 
von unten herauf als ein ſelbſtſtändiger Organismus aufgebaut, indem 
der Bezirksrath die erſte Inſtanz und der Verwaltungsgerichtshof die 
zweite und letzte Inſtanz bildet, und dadurch iſt ſie für das ihr zu⸗ 
gewieſene Gebiet des öffentlichen Rechtes eine jurisdictio ordinaria 
und keineswegs ein bloß ſubſidiärer Rechtsſchutz. 

Von den beiden baieriſchen Entwürfen *) führt der eine die 
Aufſchrift: „die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes betreffend“ 
der andere die Aufſchrift: „die Verwaltungsgerichtsbarkeit betreffend“. 
In dem erfteren wird als Gegenſtand der Verwalkungsgerichtsbarkeit bezeich⸗ 
net „Parteiftreitigfeiten aus dem Gebiete des öffentlichen Rechtes“, dieſelben 
werden jedoch wie in dem badiſchen Geſetze unter 54 (beziehungsweiſe 56) 
Punkten taxativ aufgezählt. Der zweite Entwurf bezeichnet als Gegen- 
ſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit „alle Streitigk.iten, dann alle 
beſtrittenen Anſprüche und Verbindlichkeiten“, in unter 52 Punkten 
tarativ aufgezählten Angelegenheiten. Die Caſuiſtik der beiden Ent- 
würfe weist in ziemlicher Uebereinſtimmung der Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit im Allgemeinen zu: Heimats⸗ und Armenverſorgungsangelegen⸗ 
heiten, Anſprüche auf und Verbindlichkeiten zu beſtimmten Leiſtungen 
Einzelner und Gemeinden zumeiſt vermögensrechtlicher Natur aus 
öffentlich⸗rechtlichen Titeln, Bodenculturangelegenheiten, Jagd⸗ und 
Waſſerrechtsangelegenheiten, die Tax⸗ und Stempelpflicht, Befreiung 
von der Grund⸗ oder Häuſerſteuer, die Theilnahme und Rückvergütung 
betreffs örtlicher Abgaben (Gemeindeumlagen, Verbrauchsſteuern u. ſ. w), 
außerdem confeſſtonelle und interconfeſſionelle Angelegenheiten, Präſen⸗ 
tatious⸗ und Beſetzungsrechte, und nach dem zweiten Entwurfe Wahl⸗ 
rechte zu autonomen Körperſchaften In beiden Entwürfen iſt an dem 
Erforderniſſe der Streitigkeit feſtgehalten. Wir finden alſo in dem 
materiellen Gebiete eine große Aehnlichkeit mit der Beflimmung des⸗ 
ſelben durch das badiſche Geſetz, hier wie dort vorwiegend vermögens, 


Y Beilagen⸗Bände III. und v. zu den Verhandlungen der Kammer der Ab⸗ 
geordneten in den Jahren 1866/69 SS. 75 ff und 431 ff. 


rechtliche Auſprüche, denen gegenüber perſönliche (im Gegenſatz zu 
vermögensrechtlichen) Anſprüche und Rechte nur mehr als Ausnahmen 
aufgenommen erſcheinen, ſo Wahlrechte. 

Der weſentliche Unterſchied zwiſchen beiden Entwürfen liegt in 
der Organiſation der Verwaltungsgerichtsbarkeit. In dieſer liegt daher 
je das Princip beider Entwürfe und zugleich eine formelle Beſtim⸗ 
mung des Gegenſtandes der Verwaltungsgerichtsbarkeit und es muß 
daher hier darauf eingegangen werden. Der erſtere Entwurf ſetzt 
nämlich lediglich — ohne weitere Veraͤnderungen — an Stelle der 
Miniſterialinſtanz den Verwaltungsgerichtshof, während der andere 
Entwurf die Verwaltungsgerichtsbarkeit wiederum als ſelbſtſtändigen 
Organismus von unten herauf, mit der erſten Inſtanz der Verwal⸗ 
tungsgerichte und mit der zweiten und letzten Inſtanz des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes aufbaut. Will daher das Syſtem des erſten Ent⸗ 
wurfes überhaupt als eine eigentliche Verwaltungsgerichtsbarkeit auf⸗ 
gefaßt werden, fo tft. formell gefaßt Gegenſtand derſelben lediglich ein 
Streit zwiſchen der Partei und der Verwaltungsbehörde, welche in 
zweiter (bezſehungsweiſe erſter) Inſtanz für das Gebiet der Executive 
definitiv entſchieden hat, und wir haben in formeller Hinſicht, wenn 
auch nicht dem materiellen Gebiete (doch hier die Auf⸗ und Abtheilung) 
nach, jene privatrechtliche Conſtruction vor uns. Für den zweiten Ent⸗ 
wurf gilt das von dem badiſchen Rechte Geſagte. Dieſe Verſchiedenheit 
des Principes findet einen gewiſſen Ausdruck ſchon in dem Wortlaute 
der beiden Entwürfe, indem es in dem erſten Entwurfe heißt: Par⸗ 
teiſtreitigkeiten, dagegen im zweiten: alle Streitigkeiten, u. ſ. w. 

Nach der Kreisordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen Preußens 
vom 13. December 1872) endlich hat der Kreisausſchuß die Kreis⸗ 


angelegenheiten und die ihm übertragenen Geſchäfte der allgemeinen 


Landesverwaltung zu verwalten. Die letzteren werden im § 135 unter 
12 Hauptrubriken taxativ angeführt: armenpolizeiliche, wegepolizeiliche, 
Waſſerrechts⸗, feldpoltzeiliche, gewerbepolizeiliche, bau⸗ und feuerpoli⸗ 
zeiliche, Anſiedelungs⸗, Grundſtückezertheilungs⸗, Communal⸗ leine 
Reihe von Genehmigungen und Beſtätigungen in Amtsbezirks⸗ und 
Gemeindeangelegenheiten, dann Entſcheidungen über Wahlrechte, Ge⸗ 
meindenutzungen und Gemeindelaſten, und in Gemeinderechnungsſachen), 
Schul⸗ (nur vermögensrechtliche Leiſtungen betreffend), Sanitäts⸗ 
(hauptſächlich ebenſo) und Juſtizverwaltungsangelegenheiten. In ſtrei⸗ 
tigen Verwaltungsſachen mit einigen Ausnahmen die im § 135 
dem- Kreisausſchuſſe übertragenen Angelegenheiten, dann die Ver⸗ 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Aemter, Veranlagung der Kreis⸗ 
abgaben, Dienſtvergehen der Gemeindevorſteher, Schöffen, Gutsvor⸗ 
ſteher und Amtsvorſteher, Beſchwerden gegen Verfügungen des Amts⸗ 
vorſtehers (der die Polizei⸗ und die ſonſtigen Angelegenheiten des Amts⸗ 
bezirkes verwaltet) und die vom Landrathe, dem Amts⸗ und Ortsvor⸗ 
ſteher in Ausübung ihrer Polizeigewalt getroffenen Zwangsmaßregeln 
dtrifft eine ſolche der Landrath, fo geht die Beſchwerde ſofort an das 
Verwaltungsgericht) — entſcheidet der Kreisausſchuß nach einem be⸗ 
ſtimmten in den $$ 138 — 154 vorgeſchriebenen Verfahren. Gegen⸗ 
ſtand dieſer Entſcheidung in ſtreitigen Verwaltungsſachen iſt formell 
gefaßt ein gegen eine Perſon, Corporation oder öffentliche Behörde 
gerichteter, beim Kreisausſchuſſe als Beſchwerde, Antrag eingebrachter 
Anſpruch. Gegen die Entſcheidungen des Kreisausſchuſſes (mit Aus⸗ 
nahme von Entſcheidungen in Grundzertheilungs⸗ und gewiſſen ge⸗ 
werbepolizeflichen Angelegenheiten) ſteht die Berufung an das Verwal⸗ 
tungsgericht des Regierungsbezirkes offen, gegen deſſen Entſcheidung ein 
weiteres Rechtsmittel nicht zuläſſig iſt. An das Verwaltungsgericht 
ſind auch die Streitigkeiten, welche gegen einen preußiſchen Armen⸗ 
verband von einem anderen deutſchen Armenverband erhoben werden, 
übergegangen, endlich entſcheidet es auch über Wahlen der Kreistags⸗ 
abgeordneten. 

Nach dieſem Syſteme erſcheint die Verwaltungsgerichtsbarkeit, 
als deren erſte Inſtanz der Kreisaueſchuß angeſehen werden muß, als 
eine verwaltungsjurisdictionelle Mitwirkung an der Staatsverwaltung 
Das ſtreitige Gebiet iſt das weitaus überwiegende dieſer Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit. Der Kreisausſchuß beſteht jedoch nicht von vorneherein 
bloß zur Entſcheidung ſtreitiger Verwaltungsſachen; das Gebiet der 
ihm zugetheilten Verwaltungsſachen iſt einestheils enger, anderntheils, 
namentlich bezüglich nicht vermögensrechtlicher Verhältniſſe weiter. als 
nach dem badiſchen Geſetze und den baieriſchen Entwürfen. Sit das 
Gebiet auch ein noch geringes, es fehlt beiſpielsweiſe das ganze Gebiet 


*) Hbinghaus, R., 3. Auflage, Berlin 1873 ö 
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(der Militärverwaltung und der Schulverwaltung, ſoferne letzteres nicht 

bloß vermögensrechtlicher Natur iſt, ſowie das Gebiet des Staats⸗ 
ſteuerweſens (directe und indirecte Steuern), ſo ſteht doch dieſe Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit auf dem öffentlich⸗ rechtlichen Standpunkte 
und enthalt in dem Syſtem der Uebertragung, abgeſehen ob dieſes ein 
richtiges iſt, den Keim einer vollen und ganzen Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit, womit im Principe auch die Organiſation als jurisdictio 
ordinaria übereinſtimmt. 


(Fortſetzung im nächſten Blatte.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Unzuläſſigkeit der Abnahme eines Huldigungseides für ein fremdes 
Staatsoberhaupt durch die öſterr. Behörde *). 


Joſeph K., Bierbrauereibeſitzer in N., iſt über ſeine Bitte 
ſammt Familie in den Staatsverband des Herzogthums Gotha, ſowie 
in den dortigen Ortsverband aufgenommen worden, ohne ſeinen bis⸗ 
herigen Wohnſitz zu N. in Böhmen zu verlaſſen, und hat hierauf in 
Gotha angeſucht, daß ihm zur Vermeidung einer umſtändlichen Reife 
der Huldigungseid durch die öſterr. k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
am Orte ſeines Wohnſitzes abgenommen werden möge. Da diesfalls 
ron Seiten der herzoglichen Regierung kein Anſtand obwaltete, hat 
der Stadtrath in Gotha dem Bezirksbauptmann in N. die Eides⸗ 
ſormel des Huldigungseides behufs Eidesabnahme mitgetheilt und um 
die Eidesabnahme erſucht. Der vom Bezirkshauptmann diesbezüglich 
befragte Statthalter erachtete die Abnahme des Huldigungseides durch 
den Bezirkshauptmann für unzuläſſig, glaubte vielmehr zu dieſem 
Acte die betreffende Geſandtſchaft berufen und erbat ſich vom Mini⸗ 
ſterium des Junern die nöthige Weiſ ung. 

Dieſes eröffnete dem Statthalter unterm 18. Jänner 1873, 
Z. 539, „daß es nicht für angemeſſen erachte, den in Rede ſtehen⸗ 
den Huldigungseid durch die k. k. Verwaltungsbehörde entgegennehmen 
zu laſſen“ und machte zugleich im Hinblicke darauf, daß Joſeph K. 
aus Oeſterreich nicht ausgewandert ſei, auf die Beſtimmungen des 
Miniſterial⸗Circularerlaſſes vom 17. Juli 1870, 3. 3086 M. J. auf⸗ 
merkſam **). H. 


In Bezug auf eine Entſcheidung, wodurch die Zuerkennung eines 
Heimatsrechtes ausgefprochen würde, ſteht der politifchen Behörde 
eine Abänderung ihrer eigenen Entſcheidung nicht zu. 


Joſeph L. wurde mit Rückficht auf den Umſtand, daß ihm die 
Gemeinde P. am 31. Mai 1856 einen Heimatſchein ausgefertigt 
hatte, von der Bezirkshauptmannſchaft am 13. März 1872 zur beſag⸗ 
ten Gemeinde zuftändig erklärt. Gegen dieſe Entſcheidung überreichte 
die Gemeindevorſtehung von P. den Recurs, worin ſie insbeſonders 
hervorhob, daß die Gemeinde Sch. dem Joſeph L. am 22. Decem⸗ 
ber 1866 einen Heimatſchein ausgeſtellt und hiedurch deſſen Zuſtän⸗ 
digkeit anerkannt habe. Auf dieſes hin änderte die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft, nachdem ſie ſich überzeugt hatte, daß Joſeph L. wirklich am 
22. December 1866 von der Gemeinde Sch. einen Heimatſchein er⸗ 
halten hat und in dem bei dieſer Gemeinde vorhandenen Verzeichniſſe 
über die von 1860 —1870 ausgeſtellten Heimatſcheine bei der betref⸗ 
fenden Rubrik des L. vorkommt „Geweſener Beſitzer des Gutes W., 
hat als ſolcher das Heimatsrecht durch Aufnahme in den Verband er⸗ 
worben“, ihre frühere Eutſcheidung ab und erkannte den Joſeph L. 
zur Gemeinde Sch. zuſtändig. ag 

Das Miniſterium des Innern gab anläßlich der Recursentſchei⸗ 
dung über dieſen Heimatsfall unterm 28. December 1872, 8. 17.672, 
an die Bezirkshauptmannſchaft die Erinnerung hinaus, „daß dieſe Be⸗ 


9 Vergl. die Mittheilung in Nr. 26, S. 102 des Jahrgangs 1870 dieſer 
Zeitſchrift. ü 

) Nach dieſem Miniſterialerlaſſe kann die Ausſcheidung aus dem öſterr. 
Staatsverbande nur dann als erfolgt angeſehen werden, wenn die Auswanderung 
aus den öſterreichiſchen Staaten wirklich erfolgt iſt. 
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hörde nicht befugt war, jene ihre Entſcheidung, womit L. zur Ge⸗ 
meinde P. zuständig erkannt wurde, unter Berufung auf die Minis 
ſterialverordnung vom 30. Auguſt 1868, R. G. Bl. Nr. 124 ſelbſt 
abzuändern, weil die Vorausſetzung des § 2 der bezogenen Berord⸗ 
nung, daß durch die in Beſchwerde gezogene erwähnte Entſcheidung 
ein Dritter noch keine Rechte erworben hat, hier nicht nr 
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